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Die Vereinigung Evangelischer Kirchenpflegerinnen und Kirchenpfleger in 
Württemberg wurde am 24.04.1967 gegründet. Hatte der Verein zu Beginn 
ca. 140 Mitglieder sind diese zwischenzeitlich auf über 1.000 mit Tendenz 
nach unten angewachsen. Durch Fusionen, Verbundgemeinden u.a. sinken 
die Anzahl der selbständigen Gemeinden und damit auch die Anzahl der Stel-
len für Kirchenpflegerinnen und Kirchenpfleger.
Den Berufsstand des/der Kirchenpfleger/in finden wir schon in der Apostel-
geschichte, in welcher von der Verwaltung des Gemeindeeigentums die Rede 
ist. Über die Jahrhunderte hinweg hat sich der Name verändert: Almosenpfle-
ger, Heiligenpfleger, Kastenpfleger, Stiftungspfleger und heute Kirchenpfleger. 
Die Kernaufgabe, anvertrautes Geld und Vermögen zu verwalten, besser: im 
biblischen Auftrag einzusetzen, ist geblieben.
Die Kirchenpflegervereinigung hat die Gründung des Verbandes der Verwal-
tungsmitarbeiter/innen initiiert und war maßgeblich bei der Gründung des 
Kirchengemeindetages beteiligt.
Auch bei der Gründung des Landesverbandes der Diakonie-und Sozialstatio-
nen 1991 waren wir maßgeblich beteiligt.
Zweck der Vereinigung ist:
1. die Pflege der Gemeinschaft der Mitglieder im Sinne des Bekenntnisses 

und Dienstauftrags in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg,
2. die Unterstützung der Fort- und Weiterbildung der Kirchenpflegerinnen 

und Kirchenpfleger, 
3. die Förderung des  Erfahrungsaustausches seiner Mitglieder, 
4. die Vertretung des gemeinsamen und einzelnen Anliegen von Mitglie-

dern – auch der alters- oder krankheitshalber ausgeschiedenen –, 
5. die Einbringung der Fachkompetenz der Mitglieder gebündelt in Entwi-

cklungs- und Entscheidungsprozesse der Kirchengemeinden, der Lan-
deskirche und der Kirchenbezirke, 

6. die Unterstützung von Kirchengemeinden bei der Gewinnung von  quali-
fizierten Kirchenpflegerinnen und Kirchenpflegern, 

7. die Erleichterung der Arbeit der Kirchenpflegerinnen und Kirchenpfleger 
durch geeignete Maßnahmen (z. B. Arbeitshilfen, Vorlagen).  
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Stark, kompetent und gestaltend vertritt er die Interessen seiner etwa 650 
Mitglieder. Der Evangelische Kirchengemeindetag in Württemberg (KGT) 
unterstützt die Kirchengemeinden und die Kirchenbezirke bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben. Er fördert ihre Selbstverwaltung und stärkt ihr Selbstverwal-
tungsrecht. Daneben vertritt er ihre Interessen gegenüber Kirchenleitung und 
kirchlichen Werken. 
Weil der KGT alle Kirchengemeinden vertritt, kann sich auch jede Gemeinde 
bei Fragen und Problemen an ihn wenden. Ist es mit einem Gespräch nicht 
getan, besteht größerer Beratungsbedarf oder wird die Erfahrung des ehren-
amtlich engagierten Vorstandes aus verschiedenen kirchlichen Gremien und 
Arbeitsfeldern  benötigt, ist für Mitglieder die Beratung durch den unabhängi-
gen Verein kostenlos. Auf Antrag erhalten Kirchengemeinden finanzielle Un-
terstützung bei Rechtsstreitigkeiten mit dem Oberkirchenrat. Wir arbeiten auf 
Arbeitgeberseite in der Arbeitsrechtlichen Kommission mit, sind im Umwelt-
rat vertreten und in verschiedenen anderen Landeskirchlichen Gremien. Wir 
sind gut vernetzt und können vielfältige Unterstützung im Einzelfall erwirken.
Der KGT hat ein Anhörungsrecht in der Landessynode und sucht und pflegt 
die Kontakte zu den Gesprächskreisen.
Mit verschiedenen Publikationen informieren und unterstützen wir zu relevan-
ten Themen. Zum Beispiel mit der Broschüre „Die kirchliche Verwaltung“ oder 
mit unserem zweimal jährlich erscheinenden Infoheft.
Kirchengemeinden und Kirchenbezirke werden durch den Kirchengemeinde-
tag zu einem breiten Spektrum eigener Veranstaltungen, Studientagen oder 
Gesprächsforen eingeladen. Zahlreiche Fortbildungen für Kirchengemeinde-
räte werden vom KGT finanziell gefördert. 
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Vorwort
Sehr geehrte Damen und Herren,

diese Arbeitshilfe soll als handliche Broschüre die beiden Vorsitzenden  
eines Kirchengemeinderats in der alltäglichen Verwaltungsarbeit unter-
stützen. Darüber hinaus finden Sie alle wichtigen Rechtsgrundlagen in der 
blauen Loseblattsammlung „Recht der Evangelischen Landeskirche in Würt-
temberg“ sowie im Internet im Dienstleistungsportal der Landeskirche unter 
dem Direktlink 

www.service.elk-wue.de/rechtssammlung

Es werden insbesondere folgende Rechtsvorschriften zitiert: 

Rechtsgrundlage Nr. in der
 Loseblattsammlung

Kirchengemeindeordnung (KGO) mit 
Ausführungsverordnung (AVO KGO) 50 u. 51 

Haushaltsordnung (HHO) mit Durch-
führungsverordnung (DVO) u. Erläuterungen 850 u. 851

Kirchliche Anstellungsordnung (KAO) mit Anlagen 700 ff.

 
Wir wünschen Ihnen viel Spaß beim Studieren der Arbeitshilfe!

Das Redaktionsteam
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Die Kirchengemeinde – 

eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts

Die Kirchengemeinde ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts (§ 2 Kir-
chengemeindeordnung) und damit eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts. Diese vom Staat verliehene Eigenschaft hat einige ganz wesentliche 
Auswirkungen. Bürgerliche Gemeinden sind Gebietskörperschaften, die so-
wohl ein Gebiet als auch dessen Bewohner umfassen. Kirchengemeinden hin-

gegen sind reine Personenkörperschaften, denen nur die evangeli-
schen Gemeindeglieder im Gebiet der Kirchengemeinde angehören.

Ein wesentliches Merkmal einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts ist die Rechtsfähigkeit, d. h., die Kirchengemeinde besitzt 
im Rechtsverkehr die Fähigkeit, Träger von Rechten und Pflich-
ten zu sein. 

Die Kirchengemeinde kann rechtswirksam Willenserklärun-
gen abgeben und entgegennehmen und Rechtsgeschäfte 
abschließen. Kirchengemeinden handeln dabei durch ihre 
Organe. Dies sind nach der Kirchengemeindeordnung 
(KGO) der Kirchengemeinderat und die Vorsitzenden des 
Kirchengemeinderats (§ 24 KGO). 

Die Kirchengemeinde besitzt die zivilrechtliche Deliktsfähigkeit, d.h., sie haf-
tet für Schäden, die Dritten durch schuldhaftes Handeln ihrer Vertreter/-innen 
oder Mitarbeiter/-innen zugefügt werden. 

Die Kirchengemeinde besitzt die sich mit der Rechtsfähigkeit deckende 
Parteifähigkeit für Zivil- und Verwaltungsgerichtsprozesse sowie die Beteili-
gungsfähigkeit in Prozessen. Sie kann klagen und verklagt werden. 

Als Körperschaft des öffentlichen Rechts besitzt die Kirchengemeinde auch 
noch die sog. Dienstherrenfähigkeit, d.h. das Recht, Beamte und Beamtinnen 
anzustellen.   
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Die Kirchlichen  
Verwaltungsstellen

Die Kirchlichen Verwaltungsstellen sind Serviceeinrichtungen der Landeskir-
che für die Kirchengemeinden und Kirchenbezirke. Sie beraten und unterstüt-
zen die Kirchengemeinden und Bezirke in Verwaltungs- und Finanzangelegen-
heiten. Die Verwaltungsstellen wurden 1956 vom Oberkirchenrat eingerichtet, 
weil schon damals sichtbar wurde, dass die Kirche eine qualifizierte, mit Fach-
leuten besetzte Verwaltung benötigt, diese aber aufgrund der relativ kleinen 
kirchlichen Körperschaften nicht in jeder Kirchengemeinde wirtschaftlich 
wäre. Da im kirchlichen Bereich die auf kommunaler Ebene durchgeführte 
Verwaltungsreform (Zusammenschluss zu größeren Gemeinden) nicht nach-
vollzogen wurde, besteht auch heute noch die Notwendigkeit, die Kirchen-
gemeinden und Bezirke durch leistungsfähige Verwaltungsstellen zu unter-
stützen. Angesichts einer immer komplizierter werdenden Rechtsmaterie 
(insbesondere im Bereich des Arbeitsrechts), der 1996 erfolgten Verlagerung 
der finanziellen Verantwortung von der Landeskirche auf die Kirchenbezir-
ke sowie der Komplexität des neuen Rechnungswesens haben die Aufgaben 
der Verwaltungsstellen in den letzten Jahren weiter zugenommen. Die unter-
schiedlichen Größen und der Zuständigkeitsbereich der Verwaltungsstellen 
gehen teilweise noch auf die Gründung der Verwaltungsstellen im Jahr 1956 
zurück und entsprechen daher nicht immer genau den Landkreisgrenzen. 
In manchen Bereichen bildet die Verwaltungsstelle auch zusammen mit der 
Kirchenpflege der Dekanatsstadt und der Kirchenbezirkskasse ein Dienstleis-
tungszentrum bzw. Verwaltungszentrum.

Wichtig ist, dass die Verwaltungsstellen nach wie vor keine Aufsichtsfunk-
tion haben. Sie unterstützen den Dekan/die Dekanin u.a. im Rahmen der 
Visitation. Dies stärkt ihre Beratungskompetenz.  Die Unterstützung der ein-
zelnen Kirchengemeinden durch die Verwaltungsstellen ist unterschiedlich. 
Sie hängt in erster Linie davon ab, in welchem Umfang Kirchengemeinden 
Fachkräfte in ihrer Kirchenpflege haben. So beschränkt sich die Arbeit der 
Verwaltungsstellen bei großen Kirchengemeinden in der Regel auf die Be-
ratung in Einzelfragen, während bei kleinen und mittleren Kirchengemeinden 
die Verwaltungsstellen neben der Beratung auch verschiedene Arbeiten für 
die Kirchengemeinden erledigen. Dies erstreckt sich bei den kleineren und 
mittleren Kirchengemeinden insbesondere auf folgende Bereiche: 
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  Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen (u.a. Unterstützung bei der 
Aufstellung des Entwurfs des Plans für die kirchliche Arbeit, Führen des 
Sachbuchs, Erstellen des Rechnungsabschlusses)

  Personalwesen (die Verwaltungsstelle ist hier u.a. Meldestelle für die 
Zentrale Gehaltsabrechnungsstelle, d.h., sie weist dort für die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter der Kirchengemeinden die Vergütungen ein, 
fertigt die Anstellungsverträge aus und berät die Kirchengemeinden 
in den komplizierten Fragen des Arbeits-, Sozialversicherungs- und 
Steuerrechts, die Verwaltungsstelle unterstützt die Kirchengemein-
den auch bei der Erstellung von Arbeitszeitermittlungen und sonstigen 
Berechnungen). 

  Bauwesen (u.a. Aufstellen von Finanzierungsplänen für Bauvorhaben, 
Vorbereitung von Ausgleichsstockanträgen und sonstigen Zuschuss-
anträgen, Beratung über die verwaltungsmäßige Abwicklung von Bau-
projekten, Abschluss von Baubüchern)

  Sonstige Verwaltungsfragen (u.a. Abrechnung von Reisekosten für 
Pfarrerinnen und Pfarrer, Unterstützung von Kirchengemeinden bei Ver-
tragsverhandlungen wie z.B. Kindergartenverträgen mit Kommunen, 
Beratung in Kindergartenfragen und Versicherungsfragen; Beratung bei 
strukturellen Veränderungen wie z.B. Bildung einer Verbundgemeinde 
im Zusammenarbeit mit dem OKR (SPI)).

Im Bereich der Kirchenbezirke haben die Verwaltungsstellen insbesondere 
folgende Aufgaben: 

  Beratende Mitarbeit im Kirchenbezirksausschuss und in der 
Bezirks synode 

 Erstellung der Mittelfristigen Finanzplanung für die Gesamtheit der Kir-
chengemeinden im Bezirk (sog. Zuweisungsplanung)

  Ausarbeitung von Vorschlägen für die jährliche Kirchensteuerverteilung 
 Erstellung  für die jährliche Bauübersicht 
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  Unterstützung des Kirchenbezirksrechners oder der Kirchenbezirks-
rechnerin bei der Aufstellung des Entwurfs für den Plan für die kirch-
liche Arbeit im Kirchenbezirk und beim Rechnungsabschluss 

Die Verwaltungsstellen beraten und unterstützen die Kirchengemeinden ger-
ne in allen Finanz-, Verwaltungs- und Personalfragen. Gehen Sie daher un-
geniert auf Ihre Verwaltungsstelle zu, wenn Sie Hilfe brauchen. Eines kann 
allerdings auch die beste Verwaltungsstelle nicht – Ihrer Kirchengemeinde 
einfach „mehr Geld verschaffen“. 
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Die Arbeit im  
Kirchengemeinderat

Öffentlichkeit (§ 21 Kirchengemeindeordnung (KGO))
Die Sitzungen des Kirchengemeinderates sind grundsätzlich öffentlich. Nicht-
öffentlich wird verhandelt wenn der Verhandlungsgegenstand der Verschwie-
genheit unterliegt. Dies ist insbesondere bei Personalangelegenheiten, bei 
Käufen und Verkäufen von Gebäuden u.a. der Fall.

Wahl (§23 KGO)
Der Kirchengemeinderat wählt eines seiner Mitglieder als erste/ersten Vor-
sitzende/n. Gewählt ist, wer die Mehrheit der Stimmen der Mitglieder des Gre-
miums auf sich vereinigt (qualifizierte oder absolute Mehrheit). Bei unserem 
Beispiel wären dies 5 ja –Stimmen. Abgewählt ist er/sie, wenn ein anderer 
Vorsitzender gewählt wird. Dies muss mit einer 2/3 Mehrheit geschehen. In 
unserem Beispiel mit 6 Stimmen.

Geschäftsführung der Kirchengemeinde (§24 KAO)
Die oder der erste und die oder der zweite Vorsitzende führen die Geschäfte 
der Kirchengemeinde. Sie legen in beiderseitigem Einvernehmen und mit Zu-
stimmung des Kirchengemeinderats fest, wie die vorhandenen Arbeitsberei-
che unter ihnen aufgeteilt werden. 
Grundsätzlich leitet einer der beiden Vorsitzenden die Sitzung. Anträge zur 
Geschäftsordnung haben Vorrang und unterbrechen den bisherigen Dis-
kussionsverlauf des Tagesordnungspunktes. Zur Sitzungsleitung gibt es ein 
ausführliches Kapitel im Handbuch für Kirchengemeinderäte. Für gewählte 
KGR-Vorsitzende empfiehlt es sich ein Seminar der Gemeindeberatung „Lust 
auf Leiten“ zu absolvieren. Diese werden ab Juni 2020 in allen Prälaturen 
angeboten. 
Mitgliedeinrichtungen des Kirchengemeindetags bekommen für diese Semi-
nare einen Zuschuss.

Beschlussfähigkeit – nach Öffentlichkeitsarbeit (§25 KGO)
Das Gremium ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder an-
wesend sind. Bei einem Gremium von 7 gewählten und zwei Mitgliedern kraft 
Amtes wären dies 5 Anwesende.
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Beschlüsse (§28 KGO)
Der Kirchengemeinderat beschließt mit einfacher oder auch relativer Mehr-
heit. Dies bedeutet, es müssen mehr ja als nein Stimmen vorliegen und es 
müssen mindestens die Hälfte der zur Beschlussfähigkeit erforderlichen 
Stimmen vorliegen. In unserem Beispiel heißte dies 3 ja Stimmen (Gesamt-
zahl 9; Beschlussfähigkeit 5, die Hälfte 3).
Eine gültige Abstimmung kann also ausgehen mit 3 ja Stimmen, 2 nein Stim-
men und 4 Enthaltungen. Bitte beachten Sie die Möglichkeit der Befangenheit 
einzelner Mitglieder bei Beschlüssen (§27 KGO). 
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Finanzen und  
Haushaltsplan der  

Kirchengemeinden

4.1 Wie kommt die Kirchengemeinde zu ihren  
Kirchensteuereinnahmen? 

Die Verteilung der Kirchensteuer in der Württ. Evang. Landeskirche erfolgt 
entsprechend dem Schaubild auf Seite 14. Zu den wichtigsten Positionen die 
nachfolgenden Erläuterungen:

Clearingverpflichtungen
Aufgrund des Betriebsstättenprinzips wird die Lohnsteuer und 
damit auch die Kirchenlohnsteuer – unabhängig vom Wohnsitz 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer – immer dort ein-
behalten und abgeliefert, wo der Firmensitz ist. Die auf diesem 
Weg für unsere Landeskirche einbehaltene Kirchensteuer von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern anderer Landeskirchen 
(insbesondere Pendler) wird in einem Ausgleichsverfahren 
(sog. Clearing) an die anderen Landeskirchen abgeliefert. Auf-
grund der vielen Firmensitze in Württemberg gehört die Württ. 
Landeskirche in diesem Clearingverfahren immer zu den Lan-
deskirchen, die mehr bezahlen, als sie erhalten.

Soldatenkirchensteuer
Aufgrund einer Vereinbarung innerhalb der EKD wird die von 

Berufssoldaten einbehaltene Kirchensteuer an die EKD abgeliefert und dort 
für Zwecke der Militärseelsorge verwendet bzw. wieder verteilt.

Nettoaufkommen/Gemeinsame Aufgaben
Das um die Kosten der staatlichen und kirchlichen Kirchensteuerverwaltung 
(einschl. Werbemaßnahmen), die Clearingverpflichtungen und die Soldaten-
kirchensteuer verminderte Kirchensteueraufkommen wird als Nettoaufkom-
men bezeichnet. Davon werden die Kosten für die „gemeinsamen Aufgaben“ 
abgezogen. Diese Kosten (insgesamt rund 10 % des Nettoaufkommens) 
werden damit von der Landeskirche und den Kirchengemeinden gemeinsam 
finanziert. „Gemeinsame Aufgaben“ sind insbesondere die Ausgaben für den 
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EKD-Finanzausgleich (Empfängerkirchen sind überwiegend die ostdeutschen 
Gliedkirchen), die EKD-Umlage, der Beitrag zur Ostpfarrerversorgung und 
zum Lutherischen Weltbund, der Beitrag für den Kirchlichen Entwicklungs-
dienst sowie die Kosten für das Landeskirchliche Rechnungsprüfamt.

Kirchensteuerverteilschlüssel
Der Restbetrag wird dann seit vielen Jahren je hälftig zwischen der Landes-
kirche und der Gesamtheit der Kirchengemeinden aufgeteilt. Diesen Verteil-
schlüssel legt die Landessynode jährlich fest. 

Ausgleichsstock
Ein von der Landessynode jährlich festzulegender Prozentsatz (seit 
2009: 6 %) des hälftigen Nettoaufkommens wird dem Ausgleichs-
stock zugewiesen. Der Ausgleichsstock bezuschusst größere Bau-
vorhaben sowie Energiesparmaßnahmen von Kirchengemeinden und 
Kirchenbezirken.

Vorwegabzüge
Für Aufgaben, die von der Gesamtheit der Kirchengemeinden zu 
finanzieren sind, kann die Synode sog. Vorwegabzüge zulassen. 
Dies sind insbesondere die Sammelversicherungen für die Kirchen-
gemeinden, Zuschüsse zur Telefonseelsorge, das Projekt Umwelt-
prüfung bei den Kirchengemeinden sowie 77 % der Kosten für die 
Kirchlichen Verwaltungsstellen.

Kirchensteueranteil zur Deckung der laufenden Haushalte der Kirchenge-
meinden und Kirchenbezirke
Bis einschließlich 1995 erfolgte die Kirchensteuerverteilung auf die einzelnen 
Kirchenbezirke nach dem Bedarfszuweisungssystem. Dann wurde der Ver-
teilschlüssel für die Bezirkssummen für 3 Jahre eingefroren. Seit 1999 erfolgt 
eine jährliche Anpassung der Pro-Kopf-Beträge der einzelnen Bezirke (Bibe-
racher Tabelle bzw. ab 2006 nach den Verteilgrundsätzen 2006). Dabei wird 
insbesondere die Gemeindegliederentwicklung berücksichtigt. Innerhalb des 
Kirchenbezirks erfolgt die Verteilung nach den in der Bezirkssatzung festge-
legten Grundsatzbeschlüssen der Bezirkssynode und den Einzelentscheidun-
gen des Kirchenbezirksausschusses (s.a. Abschnitt 4.2.8).
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Verteilung der Kirchensteuer in der Württ. Evang. Landeskirche

Bruttoaufkommen
= Summe der Kirchensteuer, die über die Finanzämter eingezogen wird 
+ Zinsen aus der Clearingrücklage

Nettoaufkommen

Rest zur Verteilung (ca. 90 % des Nettoaufkommens) 

Anteil Landeskirche 
ca. 45 % des Nettoaufkommens 

für die landeskirchlichen Aufgaben 
im engeren Sinn 
(insbes. Pfr.besoldung u. -Versorgung)

Kirchengemeindeanteil 
ca. 45 % des Nettoaufkommens 
Vorwegabzüge:  

 Ausgleichsstock 
 Sammelversicherungen 
 Projekt Umweltprüfung Kirchengdn. 
 Telefonseelsorge 
 77 % d. Kosten d. Kirchl. Verw.stellen
 sonstige Vorwegabzüge 

Rest: Verteilbetrag für die 50 Kirchen-
bezirke nach Verteilgrundsätzen 2006 
(ca. 87 % des Kirchengemeindeanteils)

Kosten in Zusammenhang mit dem Kirchensteuereinzug 
 Einzugsentschädigung an das Land (3 % vom Bruttoaufkommen) 
 Verwaltungskosten der Landeskirche für den Kirchensteuereinzug
 Kosten für Werbemaßnahmen für die Kirchensteuer 
 laufende Clearingzahlungen 
 Soldatenkirchensteuer und Beitrag an Brüdergemeine 

Kosten für gemeinsame Aufgaben (ca. 10 % des Nettoaufkommens) 
dies sind insbesondere  Kirchl. Entwicklungsdienst 

 EKD-Umlage, EKD-Finanzausgleich  
 Ostpfarrerversorgung  
 Lutherischer Weltbund  
 Kosten der Rechnungsprüfung  

davon ab

davon ab

ergibt

ergibt

Plan für die 
kirchliche 

Arbeit 
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Vorbemerkung zu den nachfolgenden Textabschnitten zu 
Pkt. 4.2.0 bis 4.2.8 

Die Synode der Evang. Landeskirche Württemberg hat beschlossen, ein neu-
es Rechnungswesen einzuführen, das sich sehr stark an der kaufmännisch 
ausgelegten „Kommunalen Doppik“ orientiert. Hierfür hat die Landessynode 
eine neue Haushaltsordnung (HHO) beschlossen, die ab dem 01.01.2020 gilt. 
Für alle Kirchengemeinden und Kirchenbezirke, die noch nicht umgestellt ha-
ben, gilt die HHO in der Fassung von 2019 bis zur Umstellung weiter. Die 
Umstellungen erfolgen in den Jahren 2022 bis 2024. Auf den nachfolgenden 
Seiten werden Regelungen der HHO in der 2019 geltende Fassung zitiert.

Die neue Haushaltsordnung wird insbesondere neue Regelungen für die 
Punkte 4.2.0, 4.2.4, 4.2.5 und 4.2.7 mit sich bringen. Mit Einführung des 
neuen Rechnungswesens werden Grundlagenschulungen für die Gremien der 
Kirchengemeinden und der Kirchenbezirke angeboten.

4.2.0 Der Plan für die kirchliche Arbeit der Kirchengemeinde

Der Plan für die kirchliche Arbeit umfasst den „Inhaltlichen Plan“ und den 
„Haushaltsplan“:

Im „Inhaltlichen Plan“ kann die Gemeinde ihre Angebote, ihren Anspruch 
an die Arbeit, ihre Ziele und Vorhaben in gemeindlichen Handlungsfeldern 
(„Bausteinen“) wie z.B. Gottesdienst und Jugendarbeit festhalten. Das Lei-
tungsgremium KGR hat dadurch Inhalte und Finanzen „beisammen“. 

Der Dokumentation im 
Inhaltlichen Plan geht die 
Auseinandersetzung des 
Gremiums mit den Inhal-
ten der Gemeinde voraus. 
Dabei unterstützt sie die 
„Bausteinplanung“.
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Die Bausteinplanung hilft den Kirchengemeinderäten, die Leitungsverantwor-
tung „von den Inhalten her“ wahrzunehmen. Insbesondere geht es dabei 
um: 

  Grundlegende inhaltliche Auseinandersetzung mit Handlungsfeldern der 
Gemeinde

  Verbesserte, vielseitige Wahrnehmung der Gemeinde 
  Weiterentwicklungsmöglichkeiten, Ziele und Impulse für die Gemeinde 
  Partizipation von Gremiumsmitgliedern und Mitarbeitenden

Die Bausteinplanung ist allerdings für die Kirchengemeinden nicht verpflich-
tend durchzuführen.

Sie hat in den vergangenen Jahren zunehmend an Bedeutung verloren und 
wird mit der Einführung des neuen Finanzwesens nicht mehr Bestandteil der 
Haushaltsplanung sein.

Haushaltsplan
Der „Haushaltsplan“ ist Grundlage für die Haushalts- und Wirtschaftsfüh-
rung der Kirchengemeinde und dient der Feststellung des voraussichtlichen 
Finanzbedarfs und der Bereitstellung der dafür erforderlichen Mittel. Die 
Verpflichtung der Kirchengemeinde, einen Haushaltsplan aufzustellen, er-
gibt sich aus § 43 der Kirchengemeindeordnung, dort heißt es in Absatz 1: 
„Der Haushalt der Kirchengemeinde wird auf der Grundlage eines Haus-
haltsplanes geführt.“

Dem Haushaltsplan sind als Anlagen u.a. der Stellenplan, das Immobilien-
verzeichnis, die Rücklagenübersicht und ggf. eine Schuldenstandsübersicht 
beigefügt. 

Nähere Bestimmungen sind im „kirchlichen Gesetz über Planung kirchlicher 
Arbeit, Finanzmanagement und Rechnungswesen in der Evangelischen Lan-
deskirche in Württemberg (Haushaltsordnung)“ enthalten. Zur Durchführung 

Unter www.kirchengemeinderatsarbeit.elk-wue.de können Sie zur Bau-
steinplanung alle Informationen, konkrete methodische Gestaltungsideen 
und Formulare downloaden.



4

19

dieses Gesetzes hat der Oberkirchenrat nähere Regelungen im Wege der Ver-
ordnung getroffen. Zu beachten sind ebenfalls die von der Landessynode 
beschlossenen „Grundsätze zur Festlegung und Verteilung des Anteils der 
Kirchengemeinden am Aufkommen der einheitlichen Kirchensteuer (Verteil-
grundsätze)“ und die in diesem Rahmen aufgestellten Regelungen der Bezirks-
synode aufgrund einer Bezirkssatzung sowie die jährlichen Rahmenbeschlüs-
se der Bezirkssynode zur Aufstellung der ortskirchlichen Haushaltspläne.
Der Haushaltsplanung ist eine „Mittelfristige Finanzplanung“ zugrunde zu 
legen. Diese umfasst einen 5-Jahres-Zeitraum und soll die voraussichtli-
che Haushaltsentwicklung in Erträgen und Aufwendungen aufzeigen sowie 
drohende Ungleichgewichte frühzeitig offenlegen. Sie wird jährlich aktuali-
siert und fortgeschrieben. Die Mittelfristige Finanzplanung kann auch 
durch die Zuweisungsplanung des Kirchenbezirks ersetzt werden (Nr. 6 
DVO zur HHO). 

4.2.1 Inhalt und Funktion des Haushaltsplanes

Der Haushaltsplan enthält alle zu 
erwartenden Aufwendungen und 
Erträge eines Jahres und zeigt in 
finanzieller Hinsicht die kirchlichen 
Aktivitäten in der Gemeinde auf. Der 
Haushaltsplan spiegelt somit die fi-
nanziellen Auswirkungen der Arbeit 
einer Kirchengemeinde wieder.

4.2.2 Wirkungen der Planung

Der Inhaltliche Plan für die kirchliche Arbeit dient als begründende Unterlage 
für den Haushaltsplanbeschluss und ist Grundlage für das Handeln der für die 
kirchliche Arbeit verantwortlichen Personen und des Kirchengemeinderates.
Der Haushaltsplan ermächtigt, Aufwendungen und Ausgaben zu leisten, Ver-
pflichtungen einzugehen und Rücklagenentnahmen zu veranlassen. Durch 
den Haushaltsplan werden allerdings Ansprüche oder Verbindlichkeiten nach 
außen weder begründet noch aufgehoben.
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4.2.3 Haushaltsgrundsätze

Bei der Aufstellung des Haushaltsplanes sind bestimmte Grundsätze zu be-
achten. Sie bilden die tragenden Prinzipien einer gesunden und geordneten 
Finanzwirtschaft und sind teilweise aus Bestimmungen des Grundgesetzes 
(Art. 110 – 115) abgeleitet. Dies sind im Einzelnen:

a) Allgemeine Grundsätze (§ 5 Haushaltsordnung)

Bei der Planung und Durchführung kirchlicher Arbeit sind Transparenz, Parti-
zipation und nachhaltiges Wirtschaften zu beachten. 
Die Transparenz nach innen und außen soll durch eine vollständige Darstel-
lung der Kosten und des Vermögens erhöht werden. Durch die Verknüpfung 
von inhaltlicher Arbeit und Finanzen erfolgt eine Aussage, welche Mittel die 
Kirchengemeinde für einzelne Bausteine kirchlicher Arbeit einsetzt.
Die Möglichkeit zur Partizipation von Gemeindegliedern und Entscheidungs-
trägern wird durch die Beschreibung der Inhalte und Ziele gefördert und 
bietet dem Kirchengemeinderat ein Instrumentarium für die Schwerpunkt-
setzung. Durch das Prinzip des nachhaltigen Wirtschaftens soll beim Einsatz 
der finanziellen Mittel der Ressourcenverbrauch verursachungsgerecht dar-
gestellt werden. 
Die Vorsitzenden und der Kirchenpfleger oder die Kirchenpflegerin und alle 
anderen Gremien oder Personen, die Haushaltsmittel bewirtschaften, sind 
deshalb gehalten,

  sich bei den Plansätzen am wirklichen Bedarf  
zu orientieren,

  das wirtschaftlichste Angebot zu ermitteln,
  Skonti und Rabatte zu vereinbaren und in  

Anspruch zu nehmen,
  darauf zu achten, dass die zugewiesenen  

Haushaltsmittel für das ganze Jahr 
ausreichen,

  Aufwendungen zeitlich nicht eher und 
sachlich überhaupt nur zu leisten, wenn sie 
notwendig sind.
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Für Maßnahmen von erheblicher finanzieller Bedeutung sind vorab die Folge-
kosten zu untersuchen und die Wirtschaftlichkeit zu prüfen.

In angemessenen Abständen ist auch zu überprüfen, ob
a) die Aufgabe überhaupt noch wahrzunehmen ist und
b) die Aufgabenwahrnehmung noch wirtschaftlich ist.

b) Jährlichkeit (§ 3 Haushaltsordnung)

Der Inhaltliche Plan für die kirchliche Arbeit und der Haushaltsplan sind jähr-
lich aufzustellen, wobei der Inhaltliche Plan für einen längeren Zeitraum (z.B. 
Wahlperiode KGR) festgelegt werden kann. Die Kirchengemeinden können 
auf die Erstellung eines Inhaltlichen Planes verzichten.
Das Planungsjahr der Kirchengemeinde ist mit dem Kalenderjahr identisch.

c) Vorherigkeit (§ 31 Haushaltsordnung)

Der Haushaltsplan sollte nach Möglichkeit vor Beginn des Jahres, für das er 
bestimmt ist, aufgestellt und vom Kirchengemeinderat festgestellt werden. 
Die zeitgerechte, d.h. frühzeitige Aufstellung des Haushaltsplanes verzögert 
sich jedoch erfahrungsgemäß durch die Vielzahl der Kirchengemeinden, 
die von einer Verwaltungsstelle beraten werden. Die Genehmigung durch 
den Kirchenbezirksausschuss erfolgt in der Regel erst im Frühjahr des 
Haushaltsjahres.

d) Einheit und Vollständigkeit (§ 14 Haushaltsordnung)

Nach diesem Grundsatz enthält der Haushaltsplan alle im Haushaltsjahr vor-
aussichtlich zu erbringenden Aufwendungen und die zu erwartenden Erträge. 
Dieser Grundsatz lässt es nicht zu, dass für einzelne Aufgaben der Kirchenge-
meinde (z.B. Kindergartenarbeit) eine eigene Haushalts- und Rechnungsfüh-
rung erfolgt. Dies gilt sowohl für die Planung als auch für den kassenmäßigen 
Vollzug (Einheitskasse).
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Zuschüsse an Gruppen und Kreise der Kirchengemeinde bis zu einem Betrag 
von jeweils 500 € pro Jahr können als Verfügungsmittel gegeben werden. Sie 
werden nur als Aufwand veranschlagt. Auf eine Veranschlagung aller Auf-
wendungen und Erträge dieser Gruppen oder Kreise im Haushaltsplan kann 
verzichtet werden, wenn

  die Aufwendungen und Erträge jeweils 13.000 € pro Jahr nicht 
übersteigen,

  das Vermögen (Spar- und Girokonten) je Gruppe 6.000 € nicht übersteigt,
  ein vom Kirchengemeinderat Beauftragter mindestens einmal jährlich 

Einsicht in die Rechnungsunterlagen der Gruppe oder des Kreises nimmt 
und

  die Gruppe mit einem Prüfungsrecht des landeskirchlichen Rechnungs-
prüfamtes einverstanden ist.

Wenn eine dieser Voraussetzungen nicht zutrifft, müssen alle Aufwendun-
gen und Erträge dieser Gruppe oder dieses Kreises im Haushaltsplan ver-
anschlagt und über die Kirchenpflegerechnung abgewickelt werden.

Für rechtlich unselbstständige Einrichtungen (z.B. örtliche Jugendwerke oder 
nicht rechtsfähige Krankenpflegevereine) kann eine gesonderte Planung  (Son-
derhaushalt) aufgestellt und eine getrennte Rechnung (Sonderrechnung) 
geführt werden. Sie sind aber Bestandteil der Kirchengemeinderechnung.

Für Wirtschaftsbetriebe (z.B. Diakoniestation in der Trägerschaft einer Kir-
chengemeinde) ist ein Wirtschaftsplan aufzustellen.

e) Gesamtdeckungsprinzip (§ 6 Haushaltsordnung)

Alle Erträge der Kirchengemeinde dienen als Deckungsmittel für alle Aufwen-
dungen der Kirchengemeinde, soweit nicht in der Bezirkssatzung oder durch 
Einzelbeschlüsse des Kirchenbezirks etwas anderes bestimmt ist oder die 
Aufwendungen durch Gesetz zweckbestimmt sind (z.B. Zuschüsse für dia-
konische Aufgaben). Selbstverständlich sind auch Geldzuwendungen ausge-
nommen, die für einen bestimmten Zweck gegeben werden (Spenden). Sol-
chen Plansätzen müssen entsprechende Aufwendungen gegenüberstehen.
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f) Bruttoprinzip (§ 17 Haushaltsordnung)

Die Erträge und Aufwendungen sind grundsätzlich in voller Höhe und ge-
trennt voneinander – somit brutto – im Haushaltsplan zu veranschlagen und 
zu buchen. Das Bruttoprinzip bezieht sich somit auf die Aufstellung und die 
Ausführung des Haushaltsplanes.

g) Wahrheit und Klarheit (§ 17 Haushaltsordnung)

Nach diesem Grundsatz sind bei der Aufstellung und Ausführung des Haus-
haltsplanes nur die Aufwendungen zu berücksichtigen, die zur Erfüllung der 
Aufgaben der Kirchengemeinde unbedingt notwendig sind.

Unzulässig ist es etwa, „stille Reserven“ im Haushaltsplan vorzusehen. Alle 
im Haushaltsjahr zu erwartenden Erträge und Aufwendungen der Kirchenge-
meinde müssen wahrheitsgemäß und möglichst genau ermittelt und in den 
Haushaltsplan aufgenommen werden.

h) Öffentlichkeit (§ 43 Kirchengemeindeordnung)

Der Haushaltsplan wird im Kirchengemeinderat öffentlich beraten. Der vom 
Kirchenbezirksausschuss genehmigte Haushaltsplan ist nach § 43 KGO zur 
Einsichtnahme durch die Gemeindeglieder an 7 Werktagen aufzulegen. Der 
Sonntag gilt als Werktag.

4.2.4 Bausteine kirchlicher Arbeit (§§ 8 – 10 Haushaltsordnung)

Bausteine kirchlicher Arbeit sind die abgegrenzten Teile dieser Arbeit, die als 
direkte Leistung gegenüber den Gemeindegliedern, anderen kirchlichen 

Körperschaften, Stiftungen, Werken, Ein-
richtungen oder Dritten anzusehen 
sind. Die Festlegung der einzelnen 
Bausteine erfolgt durch den jeweili-
gen Kirchengemeinderat. 
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Für Kirchengemeinden ist folgender Mindestbausteinkatalog verpflichtend: 

0100 Gottesdienst
0300 Allgemeine Gemeindearbeit 
0400 Religionspädagogische Arbeit
1100 Dienst an der Jugend

Außerdem müssen die Bausteine 

2210 Kindertagestätten
2510 Diakonie- und Sozialstationen
2520 Ambulante Krankenpflegedienste 

gebildet werden, wenn diese Arbeitsbereiche vorhanden sind.

4.2.5 Kostenstellen (§ 15 Haushaltsordnung)

Eine Kostenstelle ist die auf eine sachliche oder eine organisatorische Einheit 
oder Gesamtheit bezogene zusammengefasste Darstellung von Aufwendun-
gen und Erträgen, die nicht direkt auf einen Baustein zugeordnet werden. Um 
eine gesamte Kostentransparenz zu erreichen, können die Kostenstellen auf 
die Bausteine aufgelöst werden.

Die Kostenstelle „allgemeine Finanzwirtschaft“ ist eine Pflichtkostenstelle für 
alle Kirchengemeinden. Diese wird auch nicht auf die Bausteine aufgelöst  
(§ 15 Abs. 2 HHO). 

Unterschied: Baustein – Kostenstelle 
Kostenstelle =  wo fallen die Erträge und Aufwendungen an?
Baustein =  wofür fallen die Erträge und Aufwendungen an? Arbeits-

bereich, der von außen als kirchliche Arbeit wahrgenom-
men wird
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Für die Kirchengemeinden sind weitere zu bildende Pflichtkostenstellen fest-
gelegt, wenn die entsprechenden Dienste, Gebäude oder Einrichtungen in der 
Kirchengemeinde vorhanden sind. Dies sind insbesondere:

  Pfarrdienst,
  Kirchengemeinderat,
  Verwaltung (Kirchenpflege),
  alle Gebäude.  

4.2.6 Berechnung der Kirchensteuerzuweisung

1996 wurde die volle Finanzverantwortung auf die Kirchen-
bezirke übertragen. Die Kirchenbezirke haben mit dem Gesamtzuweisungs-
betrag alle Haushaltspläne der Kirchengemeinden auszugleichen und Mittel 
für Investitionsmaßnahmen bereitzustellen. Dabei ist es Aufgabe jedes Kir-
chenbezirks, darauf zu achten, dass auch die Haushalte der künftigen Jahre 
ausgeglichen werden können.

Bei der Fortschreibung der Gesamtzuweisung für den Kirchenbezirk wird 
die Entwicklung des Kirchensteueraufkommens der Evang. Landeskirche in 
Württemberg, die Entwicklung der Gemeindegliederzahlen und die Anpas-
sung der unterschiedlichen Pro-Kopf-Beträge berücksichtigt.

Auf Kirchenbezirksebene haben sich unterschiedliche Verteilsysteme entwi-
ckelt. Dazu zählen:

  Weiterhin das Bedarfszuweisungssystem innerhalb des Kirchenbe-
zirks. Die Ermittlung des Kirchensteuerbedarfs erfolgt hierbei ent-
sprechend den Aufgaben und dem damit verbundenen Bedarf der 
jeweiligen Kirchengemeinde.

 Gesamtaufwendungen minus eigene Erträge = Kirchensteuerbedarf

Was im Einzelfall als Bedarf anerkannt wird oder nicht regelt die Bezirkssat-
zung des Kirchenbezirks.



4

26

  Die Entwicklung von pauschalierten Steuerzuweisungssystemen:  
Beispielsweise wird hierbei der Steuerzuweisungsbetrag nach

  a) einem gleichen Grundbetrag für alle Kirchengemeinden,
 b) einem Zuschlag pro Gemeindeglied,
 c) aufgabenbezogenen Zuschlägen
 errechnet. 
  Mit dem zugewiesenen Kirchensteuerbetrag und ihren eigenen Er-

trägen muss die Kirchengemeinde den Haushalt ausgleichen.

  Ziel dieser Pauschalierungssysteme ist, die Eigenverantwortung der 
Kirchengemeinden zu stärken. Unabhängig hiervon hat der Kirchen-
bezirk darauf zu achten, dass die finanzielle Leistungsfähigkeit aller 
Kirchengemeinden erhalten bleibt.

Die Regelung erfolgt in der jeweiligen Kirchenbezirkssatzung.

4.2.7 Vermögen der Kirchengemeinde und Bildung von 
Substanzerhaltungsrücklagen

Kirchengemeinden sollen Vermögen nur erwerben, soweit es zur Erfüllung 
der kirchlichen Aufgaben in absehbarer Zeit notwendig ist. Daraus lässt sich 
auch ableiten, dass Kirchengemeinden z.B. im Rahmen eines Immobilienkon-
zeptes überprüfen müssen, welche Gebäude sie in Zukunft noch benötigen 
und finanzieren können. 

Für Gebäude, die auf Dauer zur Erfüllung der kirchlichen Aufgaben benötigt 
werden, sind Substanzerhaltungsrücklagen zu bilden. Diese sind nicht nur für 
alle unbeweglichen Sachanlagen (Immobilien), sondern auch für alle bewegli-
chen Sachanlagen über 5.000 € Anschaffungs-/Herstellungswert anzusparen. 
Seit dem Jahr 2019 gibt es eine „Kann“-Regelung, wonach bereits ab einen 
Anschaffungswert von 952 € (800 € netto) Substanzerhaltungsrücklagen für 
bewegliche Sachanlagen gebildet werden können. Bei der Berechnung der 
Rücklage ist immer nur der Eigenmittelanteil der Herstellungskosten oder des 
Anschaffungswertes zu berücksichtigen. Spenden und Drittmittel wie Zuwei-
sungen oder Zuschüsse werden außer Betracht gelassen.
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In besonderen Fällen ermächtigt § 69 Abs. 2 der Haushaltsordnung den Kir-
chenbezirksausschuss, Ausnahmen bei der Bildung der Substanzerhaltungs-
rücklagen zu genehmigen. Die Ausnahme wird i.d.R. mit einer Auflage zur 
Durchführung eines Immobilienkonzeptes oder anderer geeigneter Maßnah-
men versehen, die erwarten lassen, dass zukünftig die vorgeschriebene 
Substanzerhaltungsrücklage gebildet werden kann.

4.2.8 Feststellung im Kirchengemeinderat, Genehmigung

Wenn der Haushaltsplan von den Vorsitzenden des Kirchengemeindera-
tes mit dem Kirchenpfleger oder der Kirchenpflegerin in Zusammenarbeit 
mit der Kirchlichen Verwaltungsstelle entworfen wurde, wird er im Kir-
chengemeinderat erläutert, beraten, ggf. geändert und dann festgestellt. 

Der zu beschließende Haushaltsplanbeschluss wird den Kirchengemeinden 
mit dem Entwurf des Planes für die kirchliche Arbeit zur Verfügung gestellt.

Danach wird der Plan für die kirchliche Arbeit  dem Kirchenbezirksausschuss 
zur Genehmigung vorgelegt. Der Kirchenbezirksausschuss wird bei seiner 
Prüfung darauf achten, ob der Plan nach den genannten Grundsätzen auf-
gestellt wurde und ob der vorgelegte Plan mit der dauerhaften Leistungs-
fähigkeit der Kirchengemeinde in Einklang steht. Er hat dabei nicht nur das 
Wohl der einzelnen Kirchengemeinde im Auge, sondern achtet insbesondere 
auch dar-auf, dass die Kirchengemeinden innerhalb des Kirchenbezirks nach 
gleichen Maßstäben behandelt werden, und er sieht auf das Gemeinwohl des 
Bezirks und seiner Gemeinden.

4.3 Die Bewirtschaftung der Haushaltsmittel

4.3.1 Allgemein

Die Bewirtschaftung der veranschlagten Erträge und Aufwendungen ist eine 
der wichtigsten Aufgaben beim Vollzug des Haushaltsplans. Dabei sind die 
Erträge rechtzeitig und vollständig zu erheben. Der Eingang ist durch den 
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Kirchenpfleger oder die Kirchenpflegerin zu überwachen. Über- und außer-
planmäßige Ausgaben dürfen nur im Falle eines unvorhergesehenen und 
unabweisbaren Bedarfs getätigt werden (§ 37 I HHO). Die Bewirtschaftung 
der Aufwendungen umfasst in erster Linie die Befugnis, verantwortlich zu 
entscheiden, für welche Zwecke und in welcher Höhe die im Haushaltsplan 
vorgesehenen Aufwendungen verwendet werden dürfen. Die Vorsitzenden 
und der Kirchenpfleger oder die Kirchenpflegerin und alle anderen Gremien 
oder Personen, die Haushaltsmittel bewirtschaften, sind deshalb gehalten,

 sich bei den Plansätzen am wirklichen Bedarf zu orientieren,
 das wirtschaftlichste Angebot zu ermitteln,
 Skonti und Rabatte zu vereinbaren und in Anspruch zu nehmen,
  darauf zu achten, dass die zugewiesenen Haushaltsmittel für das ganze 

Jahr ausreichen,
  Aufwendungen zeitlich nicht eher und sachlich überhaupt nur zu leisten, 

wenn sie notwendig sind.

Von der Bewirtschaftungsbefugnis (Nr. 68 a AVO KGO) ist die Anord-
nungsbefugnis (§ 43 Haushaltsordnung und Nr. 68 b AVO KGO) zu 
unterscheiden.

4.3.2 Wer bewirtschaftet die Haushaltsmittel?

Nach § 43 der Kirchengemeindeordnung kann nur der Kirchenge-
meinderat eine Verpflichtung zum Vollzug des Haushaltsplanes (Be-

wirtschaftungsbefugnis) eingehen. Er beschließt z.B., bei welcher Firma 
zu welchem Preis eine Anschaffung getätigt wird oder an wen ein Auftrag 
erteilt wird. 
Die Rechtsgeschäfte der „laufenden Vermögensangelegenheiten“ werden 
vom Kirchenpfleger oder der Kirchenpflegerin wahrgenommen. Was man 
unter den Rechtsgeschäften der laufenden Vermögensangelegenheiten zu 
verstehen hat, muss der Entscheidung im einzelnen Fall überlassen bleiben. 
Die Kirchengemeinden sind in ihrer Leistungsfähigkeit zu unterschiedlich, als 
dass man hier eine einheitliche Richtlinie geben könnte. Der Kirchengemein-
derat kann im Rahmen der Haushaltsplanansätze die Bewirtschaftungsbe-
fugnis bis zu einem festzulegenden Betrag auf andere Personen übertragen.
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Bei der Beschlussfassung über die Vergabe von Bauleistungen ist die Verga-
be- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB) anzuwenden (s. Abschn. 
4.3 sowie § 39 HHO, Nr. 28 DVO HHO). Bei sonstigen Vergaben und Beschaf-
fungen über 3.000 € (5.000 € ab Einführung der neuen Haushaltsordnung) 
sind vorab mindestens drei vergleichbare Angebote einzuholen.

4.4 Die Anordnungsbefugnis

4.4.1 Allgemein

Unter Anordnungsbefugnis versteht man das Recht, die Kirchenpflege 
anzuweisen, eine Einzahlung anzunehmen bzw. eine Auszahlung zu 
leisten und die Beträge zu buchen. Der oder die Anordnende über-
nimmt die Verantwortung dafür, dass Haushaltsmittel für diesen 
Zweck zugewiesen werden und ausreichende Betriebsmittel zur Ver-
fügung stehen. Dabei ist zu beachten, dass der oder die Anordnende 
keine Vollmacht für die Konten der Kirchengemeinde haben darf.

4.4.2 Wer darf anordnen?

Die Befugnis zur Annahme- und Auszahlungsanordnung hat grundsätzlich 
der Kirchengemeinderat. Nach den Ausführungsbestimmungen zu § 43 der 
Kirchengemeindeordnung kann der Kirchengemeinderat seine Anordnungs-
befugnis auf die Vorsitzenden oder auf andere Mitglieder des Kirchengemein-
derates übertragen. Dies geschieht in der Regel, um den Kirchengemeinderat 
vom „Tagesgeschäft“ zu entlasten. Üblicherweise wird den Vorsitzenden die 
Anordnungsbefugnis übertragen. Auszahlungsanordnungen dürfen nur er-
teilt werden, wenn Mittel im Haushaltsplan vorgesehen sind. Aufwendungen 
und Erträge, die regelmäßig wiederkehren und der Art und Höhe nach be-
stimmt sind, können auch allgemein angeordnet werden.

Grundsätzlich darf der Kirchenpfleger oder die Kirchenpflegerin Erträge erst 
dann annehmen und Aufwendungen erst dann leisten, wenn die Kassen-
anordnung erteilt ist (§ 46 Haushaltsordnung). Ist jedoch für die Kasse zu 
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erkennen, dass sie empfangsberechtigt ist, hat sie Erträge auch ohne An-
nahmeanordnung anzunehmen und zu buchen. Die Annahmeanordnung ist 
unverzüglich nachzuholen.

Der/die mit der Kassenanordnung Beauftragte hat insbesondere zu prüfen, ob 
die sachliche und rechnerische Feststellung erfolgt und auf dem Beleg durch 
sachkundige Personen (bei Handwerkerrechnungen z.B. durch Architekt, 
Vorsitzende/-r des Bauausschusses) dokumentiert ist. 

Weiter ist zu beachten, dass der oder die Anordnungsberechtigte keine Kas-
senanordnung erteilen darf, die auf ihn oder sie selbst oder an den Ehegatten 
lautet. Das Gleiche gilt für Angehörige, die mit dem oder der Anordnungs-
berechtigten bis zum 3. Grad verwandt, bis zum 2. Grad verschwägert oder 
durch Adoption verbunden sind. Daher müssen Zahlungen an (z.B. Reisekos-
ten, Amtszimmerentschädigung) bzw. Einzahlungen vom geschäftsführen-
den Pfarrer oder der Pfarrerin von anderen Anordnungsberechtigten erteilt 
werden. 

In großen Kirchengemeinden kann der Kirchengemeinderat bestimmen, dass 
die Anordnungsbefugnis dem Kirchenpfleger oder der Kirchenpflegerin über-
tragen wird (sog. Kämmererprinzip). Dies ist jedoch nur dann möglich, wenn 
er oder sie die Kassengeschäfte nicht selbst wahrnimmt und dafür ein be-
sonderer Kassier oder eine Kassiererin bestellt ist (Vier-Augen-Prinzip). Eine 
solche Regelung bedarf im Rahmen der Ortssatzung der Genehmigung des 
Oberkirchenrates.

Weitergehende Hinweise zur Anordnung und Kassenaufsicht finden sich 
auf der Homepage der Kirchenpflegervereinigung unter www.kirchen-
pflegervereinigung.de und dort unter der Rubrik Arbeitshilfen.
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Bewirtschaftungsbefugnis – Anordnungsbefugnis

Bewirtschaftungs befugnis: Anordnungsbefugnis:

Begriff? Recht, Verpflichtungen 
zum Vollzug des Haus-
haltsplans einzugehen.
(Nr. 68 a AVO KGO)

Berechtigung zur Erteilung 
von Kassenanordnungen. 
(Nr. 36 DVO HHO

Zuständigkeit? Kirchengemeinderat
(Nr. 68 a AVO KGO)

Kirchengemeinderat 
(Nr. 68 b AVO KGO)

Delegation 
möglich?

grundsätzlich an alle, die 
im Auftrag der Kirchen-
gemeinde arbeiten

auf die Vorsitzenden oder 
auf andere Mitglieder 
des Kirchengemeinde-
rats oder beschließen-
der Ausschüsse des 
Kirchengemeinderats

Übertrag wie? • durch einfachen 
Beschluss 

• schriftlich 
• Angabe einer 

Wertgrenze

Alternativ:  
Regelung in Ortssatzung

• durch einfachen 
Beschluss

• schriftlich
• Angabe der betreffen-

den Haushaltsstelle
• Angabe der Höhe der 

Anordnungsbefugnis

Alternativ
Regelung in Ortssatzung 
z.B. Kirchenpfleger
(„Kämmererprinzip“)

Dokumentation Eintrag ins Vortragsbuch Eintrag ins Vortragsbuch
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4.5 Der Rechnungsbeleg

Die Buchungen sind nach § 52 HHO durch Kassen- und Buchungsanordnung 
sowie durch Unterlagen, aus denen sich der Zahlungsgrund ergibt, zu be-
legen. Die Anordnungen und die Belege sind nach der Gliederung des Sach-
buches aufzubewahren.

4.6 Kassenaufsicht und Kassenprüfung (§ 67 Haushaltsordnung)

Die Kirchenpflegerrechnung muss auf ihre ordnungsgemäße Führung hin 
überprüft werden. Dies erfolgt dadurch, dass die mit der Kassenaufsicht be-
auftragte Person mindestens einmal im Monat den Kassenabschluss einsieht 
und diese Einsichtnahme  dokumentiert. Zusätzlich muss mindestens einmal 
im Jahr eine außerordentliche und nicht abgesprochene Kassenprüfung (un-
vermutete Prüfung) vorgenommen werden.

4.7 Rechnungsabschluss

In der Jahresrechnung ist das Ergebnis der Haushaltswirtschaft einschließ-
lich des Standes des Vermögens zu Beginn und am Ende des Haushaltsjahres 
nachzuweisen. Sie ist innerhalb von 6 Monaten nach Ende des Haushalts-
jahres zu erstellen – entweder von der Kirchenpflege oder von der Kirchli-
chen Verwaltungsstelle. Der Kirchengemeinderat hat die Rechnung sodann 
festzustellen. Hierbei hat der Kirchengemeinderat zu prüfen, ob der Vollzug 
des Haushaltsplanes nach den vorgenannten Haushaltsgrundsätzen erfolgt 
ist. Die Rechnung ist anschließend an 7 Werktagen den Kirchengemeinde-
gliedern zur Einsichtnahme aufzulegen. 

4.8 Rechnungsprüfung, Entlastung

Die wirtschaftliche und ordnungsgemäße Haushalts-, Kassen- und Rech-
nungsführung wird durch das landeskirchliche Rechnungsprüfamt festge-
stellt. Die Rechnungsprüfung erstreckt sich insbesondere darauf, ob
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  beim Vollzug des Haushaltsplanes und in der Vermögensverwaltung 
nach dem geltenden Recht verfahren wurde, 

  die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich und rechnerisch begründet 
und belegt sind, 

  die Erträge, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen rechtzeitig 
und vollständig erhoben oder geleistet wurden, 

  der Haushaltsplan eingehalten,
  die Jahresrechnung ordnungsgemäß aufgestellt und 
  das Vermögen richtig nachgewiesen ist.

Nach Erledigung der Prüfungsfeststellungen hat der Kirchengemeinderat 
über die Entlastung des Kirchenpflegers oder der Kirchenpflegerin, der beiden 
Vorsitzenden und evtl. der weiteren Personen, denen Anordnungsbefugnis 
erteilt ist, zu beschließen.

Die Rechungsbelege sind aufzubewahren. Die Aufbewahrungsfristen entneh-
men Sie der Anlage (Anlage Aufbewahrungsfristen). 



4

34

Anlage  
Aufbewahrungsfristen

Bücher und Belege (§ 60 Abs. 1 HHO) Aufbewahrungsfrist

 Jahresrechnungen  
(von der KVST gebundene Unterlagen 
zum Rechnungsabschluss)

 Vortragsbuch 
(mit Beilagen, Inventarverzeichnis…)

 Haushaltsplan / Plan für die kirchliche 
Arbeit

 Personalunterlagen 
(Gehaltsstammblätter/
Bruttopersonalkostenliste)

dauernd

 Zeitbücher
 Belege und Unterlagen
 Rechnungsbelege (Einnahme-, 

Ausgabebelege)
 Kontoauszüge …

mindestens 10 Jahre

 Belege aus Baumaßnahmen
 (Belege, Baubücher u. Baupläne)

mindestens 20 Jahre

Wichtig:
Alle Fristen laufen vom Tage der Entlastung an, d.h. erst nach erfolgter 
Rechnungsprüfung und anschließender Entlastung durch den KGR (siehe 
Eintrag im Vorbericht zum Jahresabschluss).

Wahlunterlagen Aufbewahrungsfrist

 Niederschriften/Beschlüsse des 
Ortswahlausschusses

dauernd

 Wählerlisten
 Stimmzettel
 Briefwahlscheine
 Bekanntmachungen/Bekanntgaben
 Broschüren/Werbung

bis Ablauf 
Anfechtungsfrist
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Bauen in der  
Kirchengemeinde

5.1 Vorbereitung eines Bauvorhabens

Der Kirchengemeinderat stellt den Bedarf oder die Notwendigkeit von Bau-
vorhaben fest. Ein Bedarf kann sich zum Beispiel daraus er-
geben, dass für die Gemeinde- und Jugend-
arbeit keine bzw. nicht ausreichende oder 
renovierungsbedürftige Räume vorhanden 
sind. Ein Bedarf für größere Baumaßnahmen 
kann aber auch dadurch entstehen, dass bei 
der Bauschau größere Schäden an Gebäuden 
festgestellt werden. 
Bei allen Renovierungsmaßnahmen empfiehlt 
es sich, als ersten Schritt die Bauberatung des 
Oberkirchenrats zur Begutachtung der Schäden anzufordern (s. unten 4.3). 
Bei der Konkretisierung eines Bauvorhabens wird auch überlegt, welches 
Raumprogramm nach Meinung des Kirchengemeinderats erforderlich ist 
oder welchen Umfang notwendige Instandsetzungsmaßnahmen annehmen 
sollen. Dabei sollte sich der Kirchengemeinderat auch Gedanken über die zu 
erwartenden Bau- und Folgekosten machen.

Je nachdem, wie hoch die zu erwartenden Baukosten sind und welche Mittel 
die Kirchengemeinde für diesen Zweck bereits angesammelt hat, ist u. U. eine 
längere Zeit der Vorbereitung erforderlich. In dieser Zeit wird das Vorhaben 
in der Gemeinde vorgestellt und um Spenden gebeten. Je nach Größe 
des Projektes kann es sich anbieten ein Fundraisingkonzept 
zu erarbeiten. Außerdem erhebt die Kirchengemeinde Son-
deropfer und veranstaltet weitere Aktionen (z.B. Bazare, Ge-
meindefeste), um die für das Vorhaben notwendigen Mittel 
anzusparen.

Bereits in dieser Phase empfiehlt sich auch eine Kontaktauf-
nahme mit der zuständigen Kirchlichen Verwaltungsstelle. Da-
bei kann geklärt werden, welche eigenen Mittel die Kirchenge-
meinde für das jeweilige Vorhaben benötigt und mit welchen 
Zuweisungen von Kirchenbezirk und Ausgleichstock sie evtl. 
rechnen kann.
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5.2 Bauübersicht 

Die Bauübersicht wird jährlich im 1. Halbjahr vom Kirchenbezirksausschuss 
aufgestellt. Sie enthält  eine Auflistung der größeren Bauvorhaben aller Kir-
chengemeinden und des Kirchenbezirks. Gleichzeitig werden dort auch die 
Prioritäten festgelegt. Aus der Bauübersicht ergibt sich, in welcher Reihenfol-
ge die verschiedenen Vorhaben im Kirchenbezirk verwirklicht werden sollen. 
Außerdem enthält die Bauübersicht auch eine Darstellung der vorgesehenen 
Finanzierung.

Die Bauübersicht besteht aus 3 Abschnitten:

Abschnitt A
Vorhaben, die bereits im Bau sind und deren Finanzierung noch nicht vollstän-
dig abgewickelt ist oder Vorhaben, die im laufenden Jahr voraussichtlich be-
gonnen werden und aufsichtsrechtlich genehmigt sind.

Abschnitt B
Vorhaben mit Architektenbeauftragung ab dem Vorentwurf mit Genehmigung 
des Oberkirchenrates.

Abschnitt C
Vorhaben in der Vorbereitung. Mit der Ausführung dieser Vorhaben ist mittel-
fristig (in der Regel innerhalb von 5 Jahren) zu rechnen.

Vormerkliste bzw. Anhang
In einer sog. “Vormerkliste” bzw. “Anhang zur Bauübersicht” werden weitere 
größere Vorhaben, mit denen mittel- bis langfristig gerechnet wird, aufge-
führt. Dieser Anhang ist nicht offizieller Bestandteil der Bauübersicht, ist aber 
sehr zweckmäßig und wird in vielen Kirchenbezirken geführt.

Die Bauübersicht ist eine wichtige Voraussetzung für die Durchführung kirch-
licher Bauvorhaben. Sie ist von Bedeutung für die weiteren Kirchensteuerbe-
darfszuweisungen (Sonderzuweisungen), die vom KBA zugeteilt werden und 
für Zuweisungen aus dem Ausgleichstock, die von einem Synodalausschuss 
verteilt werden.
Für die Kirchengemeinde ist es von größter Wichtigkeit, dass sie den Antrag auf 
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Aufnahme in die Bauübersicht frühzeitig beim KBA stellt. Von dieser Aufnahme 
in die Bauübersicht hängt der weitere Fortgang des geplanten Bauvorhabens 
und vor allem auch dessen Finanzierung ab.

Nachfolgend finden Sie  ein Schema über die Abwicklung kirchlicher Bauvor-
haben. Es zeigt die einzelnen Schritte, die für Sanierungs- und Umbaumaßnah-
men an kirchlichen Gebäuden notwendig sind. Aus diesem Schema geht auch 
hervor, wie die bei Bauvorhaben Beteiligten (Kirchengemeinde, Oberkirchenrat 
und Architekt) bei der Durchführung eines Vorhabens zusammenwirken. Einzel-
ne Punkte des   Verfahrensgangs werden im Anschluss daran noch näher 
erläutert.

Ein ähnliches Schema für Neu- oder Erweiterungsmaßnahmen können Sie 
unter www.kirchenpflegervereinigung.de/Arbeitshilfen/Bauwesen/Verfah-
rensgang herunterladen.
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Kirchengemeinde (KG)  
veranlasst auf Beschluss des 
Kirchengemeinderats über das 
Dekanatamt (DA)

Oberkirchenrat (OKR) Architekt (Arch.) 
Lph = Leistungsphase

1. Antrag auf Bauberatung durch 
den OKR + Antrag Bauübersicht 
Bezirk

2. Beratung der KG über Bauum-
fang, ca.-Kosten und mögliche 
Architekten

3.  Festsetzung des Bauumfangs 
und Bestimmung des Architekten

4.  Bericht mit Protokollbuchaus-
zügen an OKR, Vorbereitung der 
Finanzierung (zusammen mit der 
Kirchl. Verwaltungsstelle)

5.  Bei allen Maßnahmen über  
500.000 € Voranfrage an Syno-
dalausschuss für Ausgleichstock; 
Antragstermine: jeweils 15. 04. 
bzw. 15.10.

6.  Beauftragung des Architekten 
(Lph.  
2 u. 3) und ggf. des Sicherheits-
koordinators (n. BaustellenVO) 
nach erfolgter Honorarvereinba-
rung Voraussetzung hierfür: 
a) Vorhaben hat Priorität in Bau-
übersicht 
b) 50 % der Eigen- und Kirchen-
bezirksmittel sind vorhanden  
c) ggf. Zustimmung Synodalaus-
schuss nach Ziffer 5

7. Erarbeitung Instandsetzungsvor-
schlag mit Kostenberechnung 
(Lph. 3)

8. spätestens jetzt Antrag an den 
Ausgleichsstock

9. Zustimmung zur Planung und 
Fortschreibung des Finanzie-
rungsplans, spät. jetzt energeti-
sche Verbesserungsmöglichkei-
ten prüfen!

Verfahrensgang bei Sanierungs- und  
Umbaumaßnahmen an kirchlichen Gebäuden
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Kirchengemeinde (KG)  
veranlasst auf Beschluss des 
Kirchengemeinderats über das 
Dekanatamt (DA)

Oberkirchenrat (OKR) Architekt (Arch.) 
Lph = Leistungsphase

10. Stellungnahme zur Planung des 
Architekten und Weiterbeauftra-
gung Lph. 4 (falls erforderlich) u. 
Lph. 5 - 7

11.  Erarbeitung von ggf. Bau-
gesuchsplanung und von 
Ausschreibung einschl. Kosten-
anschlag (Lph. 5 - 7)

12.  Einreichen des Baugesuchs 
beim Bürgermeisteramt oder der 
denkmalrechtlichen Genehmi-
gung beim LRA (falls notwendig)

13.  Ausschreibung der Gewerke. 
(Falls baurechtl. Genehmigung 
notwendig, erst nach Vorliegen) 
Aufstellung des Kostenanschlags 
(Lph. 7) VOB ist anzuwenden!

14.  Bau- und Finanzierungs-
beschluss fassen (evtl. neuer 
Finanzierungsplan bei veränder-
ten Kosten)

15.  Antrag auf Genehmigung des 
Vorhabens durch OKR stellen

16.  ggf. Abschluss 
Bauleistungsversicherung

17.  Prüfen des Kostenanschlags 
und Beratung der KG Erteilung 
der kirchenaufsichtsrechtlichen 
Genehmigung und Weiterbeauf-
tragung des Architekten (Lph. 
8 u. 9) Voraussetzung hierfür: 
2/3 der Eigen- und Kirchenbe-
zirksmittel sind vorhanden und 
Drittzuschüsse sind zugesagt

18.  Vergabe der einzelnen Gewerke 
zusammen mit dem Arch. und 
Wahrnehmung weiterer Bauher-
renfunktionen, insbes. ständige 
Kostenkontrolle
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Kirchengemeinde (KG)  
veranlasst auf Beschluss des 
Kirchengemeinderats über das 
Dekanatamt (DA)

Oberkirchenrat (OKR) Architekt (Arch.) 
Lph = Leistungsphase

19.  Überwachung der Bauausfüh-
rung. Aufstellen der Kostenfest-
stellung (Lph. 8) und Objektbe-
treuung (Lph. 9)

20.  evtl. Teilnahme an der Bau-
abnahme bei umfangreichen 
Sanierungen

21.  Erstellen eines 
Gewährleistungsverzeichnisses

22.  Schlussabnahmebestäti-
gung an Architekten nach 
Mängelbeseitigung

23.  Evtl. Begründung der 
Mehrkosten

24.  Honorarabrechnung an OKR  
und Übergabe der Dokumenta-
tion (Zusammenfassung aller 
Pläne und weiterer Unterlagen) 
an die KG

25.  Evtl. Antrag auf Nachge-
nehmigung infolge Mehr-
kosten mit Begründung 
unter Vorlage einer endgültigen 
Finanzierungsübersicht

26.  Nachgenehmigung, wenn er-
höhte Kosten

27.  Schlussantrag an Ausgleichs-
stock stellen

28.  Meldung von werterhöhenden 
Maßnahmen an die Gebäudever-
sicherung (über Ecclesia)

29.  Abschluss des Baubuchs (mit 
Vorbericht etc.)

30.  Überwachung der Gewährleis-
tung mit Baudurchgang vor Ab-
lauf der Gewährleistungsfristen 
und ggf. Mängelbeseitigung

30.  Überwachung der Gewährleis-
tung mit Baudurchgang vor Ab-
lauf der Gewährleistungsfristen 
und ggf. Mängelbeseitigung



5

41

5.3 Erläuterungen zum Verfahrensgang bei Bauvorhaben der 
Kirchengemeinden

Nachstehend folgen einige Erläuterungen zu dem Schema „Verfahrensgang 
bei  Sanierungs- und Umbaumaßnahmen an kirchlichen Gebäuden“. Es wird 
jeweils auf die entsprechenden Nummern im Abwicklungsschema verwiesen.

Nummer 2:
Der Evang. Oberkirchenrat in Stuttgart berät durch die Landeskirchliche Bau-
beratung (Referat 8.2) die Kirchengemeinden über die technische Seite des 
Bauvorhabens. Die landeskirchliche Fachkraft stellt bei bestehenden Gebäu-
den in einem schriftlichen Baubericht den Umfang der Schäden fest, gibt 
Auskunft über die Dringlichkeit und macht eine erste überschlägige Kosten-
schätzung. In die Beratung der Kirchengemeinde wird auch das Re-
ferat Bau- und Gemeindeaufsicht (Referat 8.1) des Oberkirchenrates 
miteinbezogen. Es berät die Kirchengemeinde zusätzlich über den 
Bauumfang, das Raumprogramm und empfiehlt, soweit erforderlich, 
auch geeignete Architekten, die für schwierige Vorhaben entsprechen-
de Erfahrungen besitzen. Da bei diesen Beratungen auch die finanzielle 
Situation der Kirchengemeinde und die Situation im Kirchenbezirk zu 
beachten ist, wird i.d.R. die Kirchliche Verwaltungsstelle zugezogen, die 
das geplante Vorhaben aus finanzieller Sicht beurteilt.

Nummern 3 und 4:
Nach erfolgter Beratung durch den Oberkirchenrat werden durch Beschluss 
des Kirchengemeinderates der endgültige Bauumfang und das Raumpro-
gramm festgelegt. Weiter beschließt der Kirchengemeinderat, welcher Archi-
tekt ggf. beauftragt werden soll. Die Beauftragung des Architekten erfolgt in 
der Regel im Namen der Kirchengemeinde durch den Oberkirchenrat.

Besonders wichtig ist in dieser Phase die Vorbereitung der Finanzierung. Da-
bei wird von einer ersten Kostenschätzung der Landeskirchlichen Baubera-
tung (Referat 8.2) oder von entsprechenden Erfahrungswerten ausgegangen. 
Der Finanzierungsplan wird zusammen mit der Kirchlichen Verwaltungsstelle 
aufgestellt, vom Kirchengemeinderat beschlossen und zusammen mit den 
Beschlüssen über Raumprogramm und Bauumfang dem Oberkirchenrat 
zur Genehmigung vorgelegt. Gleichzeitig teilt die Kirchengemeinde dem 
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Oberkirchenrat mit, welchen Architekten er in ihrem Namen beauftragen soll. 
Hat der Oberkirchenrat keine Bedenken gegen das vorgesehene Bauvorha-
ben, gegen den Finanzierungsplan und gegen den von der Kirchengemeinde 

gewünschten Architekten und liegen die Voraussetzungen nach Nr. 6 
des Schemas vor, so erfolgt die Architektenbeauftragung durch den 
Oberkirchenrat. Die Beauftragung des Architekten erfolgt stufenweise 
entsprechend den Leistungsphasen der Honorarordnung für Architekten 
und Ingenieure (HOAI). Werden die Leistungen der einzelnen Phasen er-
füllt, so erfolgt  eine weitere Beauftragung des Architekten, wobei mehrere 
Leistungsphasen zusammengefasst werden können.

Für die Finanzierung kirchlicher Bauvorhaben stehen folgende Mittel zur 
Verfügung:

 Eigenmittel der Kirchengemeinde, z.B. angesammelte Rücklagen, Opfer 
und Spenden, Erbschaften, Erlöse aus Veranstaltungen (Bazare, Ge-
meindefeste), Eigenleistungen.

 Nachgewiesene Eigenleistungen werden derzeit mit 15 € je Stunde be-
wertet und vom Ausgleichstock und Kirchenbezirk bei der Förderung 
berücksichtigt.

 Hinweis: Alle ehrenamtlichen Helfer und Helferinnen bei Bauarbeiten 
in Gebäuden von Kirchengemeinden sind automatisch unfallversichert, 
ohne das eine Meldung an die Verwaltungsberufsgenossenschaft not-
wendig ist.

  Bedarfszuweisungen (Sonderzuweisungen): Diese Zuweisungen wer-
den vom Kirchenbezirksausschuss verteilt. Der Mindestzuschuss be-
trägt 7 % aus den förderfähigen Gesamtbaukosten.

  Ausgleichstock: Der Ausgleichstock ist ein Fonds beim Oberkirchenrat, 
gebildet aus dem Kirchengemeindeanteil am Aufkommen der einheit-
lichen Kirchensteuer und wird von einem Synodalausschuss verwaltet. 
Die Regelförderung aus dem Ausgleichstock beträgt 30% der förder-
fähigen Gesamtbaukosten (einschl. Architektenhonorar). Das über die 
Landeskirche abgerechnete Architektenhonorar wird auf die Zuweisung 
angerechnet. Bei denkmalgeschützten Gebäuden erfolgt eine Förderung 
bis zu 35%.
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 Sonstige Zuschüsse: Je nach Art des Vorhabens gibt es von verschiede-
nen öffentlichen Stellen Zuschüsse, z.B. vom Landesamt für Denkmal-
pflege, von der bürgerlichen Gemeinde oder für energetische Sanierun-
gen. Nähere Auskünfte erteilt die Kirchliche Verwaltungsstelle.

  Darlehen: 
 bei der Geldvermittlungsstelle mit einem Zinssatz von zurzeit 1,5 %.
 innere Darlehen,
 Darlehen von Gemeindegliedern,
 Darlehen von Kreditinstituten.

Die Aufnahme von Darlehen sowie die Festlegung des Tilgungs-
planes bedürfen der Genehmigung durch den OKR (§ 50 Abs. 1 
Ziff. 7 KGO).

Nummern 12 und 15:
Für Bauvorhaben sind verschiedene Genehmigungen erforderlich.

   Baugenehmigung nach der Landesbauordnung
  Diese Genehmigung ist bei Neubauten immer, bei Instandset-

zungen nach Lage des Einzelfalls erforderlich.
   Bei eingetragenen Baudenkmälern ist auch bei Instandsetzungen 

immer eine denkmalschutzrechtliche Genehmigung erforderlich.
   Eine aufsichtsrechtliche Genehmigung durch den Oberkirchenrat ge-

mäß § 50 KGO ist bei allen Neubauten immer erforderlich. Bei Umbau-
ten und Instandsetzungen ist eine Genehmigung nur bei Überschreitung 
bestimmter, nach Größe der Kirchengemeinden gestaffelten, Wertgren-
zen erforderlich. Diese Wertgrenze beträgt z.B. bei Kirchengemeinden 
bis zu 2.000 Gemeindegliedern 75.000 € (siehe auch § 50 KGO und 
Nummer 79 der Ausführungsverordnung zur KGO). Unabhängig davon 
bedürfen alle Baumaßnahmen in Pfarrhäuser einer Genehmigung.

Nummer 18: 
Wichtig ist die laufende Kostenüberwachung während der Bauzeit. Alle Ver-
änderungen gegenüber der genehmigten Vergabesumme (Mehr- oder Min-
derkosten) sind festzuhalten und fortzuschreiben, so dass zu jedem Zeitpunkt 
ersichtlich ist, wie sich die Gesamtkosten gegenüber der Planung entwickeln. 
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Ist absehbar, dass der genehmigte Kostenrahmen nicht eingehalten werden 
kann, wird eine Nachricht an die Verwaltungsstelle empfohlen. Diese kann  
beurteilen, ob schon während der Bauzeit eine zusätzliche Genehmigung des 
erhöhten Kostenaufwands durch den Oberkirchenrat zu beantragen ist oder 
ob erst nach Abschluss des Vorhabens die notwendigen Genehmigungen zu 
beantragen sind.

Nummern 20 und 21:
Nach Abschluss eines Bauvorhabens ist eine Bauabnahme durchzufüh-
ren. Erfolgt jedoch die Abnahme einzelner Gewerke früher, so ist zu be-
achten, dass ab diesem Zeitpunkt für diese Gewerke die Gewährleistungs-
frist beginnt. Bei der Bauabnahme werden auch evtl. noch bestehende 
Mängel und Restarbeiten festgestellt.

Teilnehmer der Bauabnahme sind Vertreter der Kirchengemeinde als Bauherr, 
der beauftragte Architekt und bei Neubauten oder großen Renovierungsmaß-
nahmen auch ein Vertreter des Technischen Referats im Oberkirchenrat.

Der Architekt hat der Kirchengemeinde nach Abschluss des Vorhabens eine 
Liste über die Gewährungsleistungsfristen zu übergeben. Neben den beauf-
tragten Handwerkern und Firmen haftet auch der Architekt mit für die kor-
rekte Abwicklung des Bauvorhabens und die sachgemäße Ausführung der 
einzelnen Gewerke.

Nummern 23 und 25:
Der Kirchengemeinderat sowie der Architekt  sind gemeinsam für die Einhal-
tung der veranschlagten Baukosten verantwortlich. Kostenüberschreitungen 
müssen von beiden begründet werden. Die Kirchengemeinde hat beim Ober-
kirchenrat die Nachgenehmigung der erhöhten Kosten unter Vorlage eines 
neuen Finanzierungs-planes zu  beantragen. Mehrkosten werden  durch den 
Ausgleichstock meist nur dann gefördert, wenn sie unabweisbar waren.

Für die Durchführung kirchlicher Bauvorhaben werden folgende Empfehlun-
gen gegeben:

a)  Bauleistungen sind nach Nr. 28 DVO HHO grundsätzlich im Wege 
der beschränkten Ausschreibung nach VOB zu vergeben. Dabei ist 
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sorgfältig darauf zu achten, dass nur leistungsfähige und zuverlässige 
Unternehmen zur Angebotsabgabe aufgefordert werden, da bei diesem 
Verfahren dem günstigsten Bieter der Zuschlag zu geben ist. Eine frei-
händige Vergabe ohne Beachtung der Verfahrensvorschriften nach der 
VOB ist bei Aufträgen bis 10.000 € (inkl. MwSt.) möglich. Dieses Ver-
fahren kann bei kleineren Vorhaben ohne Architekt angewendet werden, 
wenn Leistungen nicht eindeutig festgelegt werden können oder wenn 
die Leistung besonders dringlich ist. Auch bei einer freihändigen Ver-
gabe sollen nach Möglichkeit 2 – 3 Angebote eingeholt werden.

b) In die Ausschreibungsunterlagen ist aufzunehmen, 
ob im abzuschließenden Bauvertrag zur Absiche-
rung der Vertragserfüllung eine Sicherheitsleistung 
vereinbart wird; durch Einbehalt oder Vorlage einer 
Bankbürgschaft in Höhe von 5% der Auftragssumme 
bis zur mängelfreien Abnahme der Leistung.  Eine Si-
cherheitsleistung durch Einbehalt oder Vorlage einer 
Bankbürgschaft kann auch für die  Zeit der Gewähr-
leistungsfrist (vgl. d) in der gleichen Höhe von 5% ver-
einbart werden. 

c) Nach Übergabe des Bauwerks durch den Architekten ist von ihm eine 
Liste sämtlicher Unternehmen mit den Gewährleistungsfristen an die 
Kirchengemeinde auszuhändigen. Vor Ablauf dieser Fristen ist bei al-
len Gewerken zu prüfen, ob Mängel aufgetreten sind. Bei Schwierig-
keiten sind Referat 8.1 (Gemeinde- und Bauaufsicht) und Referat 8.2 
(Landeskirchliche Bauberatung) des Oberkirchenrates einzuschalten. 
Werden Mängel festgestellt, so ist eine schriftliche Mängelrüge unter 
angemessener Fristsetzung zur Mängelbeseitigung sowohl dem betref-
fenden Unternehmen wie auch dem Architekten zuzustellen. Dabei ist 
zu beachten, dass die Verjährung nur durch schriftliche Anerkennung 
des Mangels seitens des Unternehmens oder durch ein gerichtliches 
Beweissicherungsverfahren unterbrochen wird.

d) Vor der Ausschreibung ist zu prüfen, ob mit den Unternehmern eine 
5-jährige Gewährleistung entsprechend § 634 a BGB vereinbart werden 
soll (nach der VOB sind es 4 Jahre). Bei Flachdächern ist eine 10-jährige  
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Gewährleistung üblich. Diese Frist sollte keineswegs unterschritten 
werden, da Flachdächer besonders schadensanfällig sind. In der zu-
rückliegenden Zeit ist es auch öfters vorgekommen, dass Unternehmen 
dieser Branche nach mehrjähriger Tätigkeit zahlungsunfähig geworden 
sind. Ein Rückgriff zur Mängelbeseitigung ist dann nicht mehr möglich, 
wenn keine Gewährleistungsbürgschaft vorliegt. Es empfiehlt sich, bei 
Flachdacharbeiten nur solche Unternehmen zu beauftragen, die auch in 
dieser Hinsicht zuverlässig erscheinen. 

5.4 Sonderregelungen für Orgeln und Glocken

5.4.1 Orgeln

  Bei allen Maßnahmen an Orgeln ist die Ordnung der Orgelpflege in der 
Evang. Landeskirche in Württemberg zu beachten (Rechtssammlung 
Nr. 924) 

 Gehen Maßnahmen an der Orgel über die Behebung von Materialschä-
den hinaus oder werden weitere Arbeiten (z.B. Hauptausreinigung, 
Registerwechsel, Nachintonation…) vorgenommen, ist die oder der 
zuständige Orgelsachverständige hinzuzuziehen. Das gleiche gilt auch 
beim Neubau von Orgeln.
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 Teilzahlungen nur nach Vorlage einer Bankbürgschaft
 Musterorgelbauvertrag verwenden (Amtsblatt  Bd. 41, Seite 203) 
 Mustervertrag über Pflege und Stimmung der Orgel  

( s. Amtsblatt  Bd. 48, Seite 350)
 Rechtzeitig die Genehmigung des Oberkirchenrats 

einholen (Nachweis über 50% der Eigenmittel ist 
vorzulegen)

 Für Maßnahmen an Orgeln werden keine Zuweisungen 
aus dem Ausgleichstock gewährt.

5.4.2 Glocken

 Alle Verträge über die Lieferung neuer Glocken sind vor 
Unterzeichnung dem Oberkirchenrat zur Prüfung und 
Genehmigung vorzulegen (Rechtssammlung Nr. 926). 
Zuvor ist die Lieferung auf der Grundlage des Beratungsberichtes des 
landeskirchlichen Glockensachverständigen an drei Glockengießereien 
auszuschreiben.

 Bei anstehenden Erneuerungsarbeiten an Glocken, Läuteanlagen und 
Turmuhren ist ebenfalls die Beratung durch den Glockensachverstän-
digen  der Landeskirche zu beantragen sowie die landeskirchliche 
Bauberatung beizuziehen. Verträge hierzu sind unter Vorlage von drei 
Vergleichsangeboten der Herstellerfirmen durch den Oberkirchenrat ge-
nehmigen zu lassen.

 Die pflegliche Behandlung und die Sicherung der Glocken, Glocken-
stühle, Armaturen und Läuteanlagen erfordern einen regelmäßigen 
Wartungsdienst, der vom Fachpersonal der Glockengießerei oder 
des Läutemaschinenherstellers wahrgenommen werden sollte. In der 
Rechtssammlung Nr. 926 findet sich in Anlage 2 ein entsprechender 
Mustervertrag für diese Wartungsarbeiten.  
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6.1 Beamten- und privatrechtlich angestellte Beschäftigte

Die Kirchengemeinde als Körperschaft des öffentlichen Rechts besitzt die 
Dienstherrenfähigkeit, d.h. sie kann grundsätzlich auch Beamte anstellen, so-
lange diese die laufbahnrechtlichen Bestimmungen erfüllen. Die Anstellung 
von Beamten kommt in der Regel nur bei größeren Kirchengemeinden in 
Betracht und bedarf der Genehmigung durch den Oberkirchenrat. Der Re-
gelfall ist eine Anstellung im privatrechtlichen Dienstverhältnis gemäß den 
Vorschriften der Kirchlichen Anstellungsordnung (KAO).

6.2 Rechtsgrundlagen für Angestellte

Für alle Kirchengemeinden ist die Kirchliche Anstellungsordnung (KAO) ver-
bindlich (s. landeskirchliche Rechtssammlung Nr. 700ff). Daher sind alle An-
stellungen auf der Grundlage dieses Tarifrechts vorzunehmen. Die KAO baut 
im Wesentlichen auf den TVöD (Tarifvertrag öffentlicher Dienst) kommunaler 
Arbeitgeber auf und enthält u.a. folgende Kernpunkte: 

 15 Entgeltgruppen (EG); jeweils in 6 Entwicklungsstufen unterteilt ein 
Leistungsentgelt i.H.v. 2,0% der ständigen Monatsentgelte

 Jahressonderzahlung i.H.v. 51,78% (EG 13 - EG 15) bzw. 70,28% (EG 
9/9a –EG 12 und *S10 –*S18) bzw. 79,51% (EG 1 – 8/*S2 –*S9) einer 
Monatsvergütung

 Arbeitszeit mit 40 Wochenstunden bei 3 sog. Arbeitszeitverkürzungs-
tagen (AZV-Tage).

 30 Tage Urlaub 

Weiterhin gibt es für die Mitarbeitenden in den Kindertageseinrichtungen 
einen eigenen Tarif für den Sozial- und Erziehungsdienst (SuE) mit 18 Ent-
geltgruppen *(S) und veränderter Laufzeit für die Entwicklungsstufen.

Ergänzend sind in der KAO noch die speziellen kirchlichen Regelungen 
festgelegt (z.B. in der Regel nur Anstellung von evang. Bewerbern oder 
die Eingruppierung und Stellenbewertung im Mesner- und Hausmeister-
dienst). Ausnahmen von der KAO bedürfen der Einzelgenehmigung eines 
von der Arbeitsrechtlichen Kommission beauftragen Gremiums, i.d.R. des 

Die Beschäftigten der 
Kirchengemeinden
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sogenannten 1e-Ausschusses. Außerdem gelten für die Kirchengemeinden 
die zwingenden gesetzlichen Bestimmungen, wie z.B. Allgemeines Gleich-
behandlungsgesetz, Mutterschutzgesetz, Teilzeit- und Befristungsgesetz 
oder das Arbeitszeitgesetz. Ferner ist das mittlerweile sehr breite Spektrum 
der Arbeitsrechtsprechung, insbesondere des Europäischen Gerichtshofes, 
zu beachten.

6.3 Arbeitsrechtsverfahren

Die Evang. Landeskirche hat zur Regelung ihres Arbeitsrechts den so ge-
nannten „Dritten Weg“ gewählt. Danach wird das Arbeitsrecht weder von der 
Landeskirche einseitig festgelegt, noch von Tarifvertragsparteien ausgehan-
delt, sondern von einer paritätisch mit 12 Arbeitnehmer- und 12 Arbeitgeber-
vertretern besetzten Arbeitsrechtlichen Kommission (AK) beschlossen. Von 
diesen 24 Personen kommen jeweils 6 Arbeitnehmer- und 6 Arbeitgeber-
vertreter aus dem Bereich der verfassten Kirche und aus dem Bereich der 
Diakonie.

Die AK legt eigenverantwortlich und unabhängig das gesamte 
Arbeitsrecht (im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen) für 
alle privatrechtlich angestellten Beschäftigten fest. Wird sich die 
AK nicht einig, kann jede Seite den Schlichtungsausschuss (4 Ar-
beitgebervertreter, 4 Arbeitnehmervertreter und ein nicht im kirch-
lichen Dienst stehender Vorsitzender mit Befähigung zum Richter-
amt) anrufen. Dieser entscheidet dann endgültig.

Beschlüsse der AK und des Schlichtungsausschusses  sind für die 
Kirchenbezirke und die Kirchengemeinden verbindlich.

6.4 Mitarbeitervertretung (MAV)

Nach dem Mitarbeitervertretungsgesetz (MVG.Württemberg, s. landeskirch-
liche Rechtssammlung Nr. 420 u. 421) ist für alle kirchlichen Dienststellen 
eine Mitarbeitervertretung zu bilden. Im Kirchenbezirk wird grundsätzlich für 
alle Kirchengemeinden und den Kirchenbezirk eine gemeinsame 
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Mitarbeitervertretung gebildet. Nur dann wenn es die Mehrheit der Mitarbei-
tenden wünscht kann auf Antrag der Dienstellenleitung oder der Mitarbeiter-
vertretung eine gemeinsame Mitarbeitervertretung für benachbarte Dienst-
stellen (Distrikt) oder eine MAV für einzelne Kirchengemeinden (mindestens 
15 Wahlberechtigte) gebildet werden. 

Die Mitarbeitervertretung erfüllt allgemeine Aufgaben, indem sie die beruf-
lichen, wirtschaftlichen und sozialen Belange der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter fördert. Sie tritt z. B. dafür ein, dass die arbeits- und dienstrechtlichen 
Bestimmungen, Vereinbarungen und Anordnungen eingehalten werden. Bei 
allgemeinen personellen, sowie organisatorischen und sozialen Angelegen-
heiten hat die Mitarbeitervertretung ein Mitbestimmungsrecht, d.h. eine Maß-
nahme darf erst vollzogen werden, wenn die Zustimmung der MAV vorliegt. 
Bei Personalentscheidungen der Dienststellenleitung im engeren Sinn, wie 
z.B. bei Einstellung, Eingruppierung oder ordentlicher Kündigung hat die Mit-
arbeitervertretung ein eingeschränktes Mitbestimmungsrecht, d.h. die MAV 
darf die Zustimmung zu der beabsichtigten Maßnahme nur verweigern, wenn 
bestimmte Voraussetzungen nicht erfüllt sind. Aber auch hier gilt, dass diese 
Maßnahmen der MAV-Zustimmung bedürfen, In manchen Fällen, z.B. außer-
ordentliche Kündigung oder ordentliche Kündigung innerhalb der Probezeit, 
hat die Mitarbeitervertretung ein Mitberatungsrecht, d.h. die von der Dienst-
stellenleitung getroffene Maßnahme ist unwirksam, wenn die Mitarbeiterver-
tretung nicht vorher beteiligt worden ist.

Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen Dienststellenleitung und Mitarbei-
tervertretung kann in erster Instanz das Kirchengericht für mitarbeiterver-
tretungs-rechtliche Streitigkeiten angerufen werden. 
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6.5 Dienst- und Fachaufsicht

Die Dienstaufsicht über die Beschäftigten in der Kirchengemeinde hat der Kir-
chengemeinderat. Sie wird in der Regel durch einen der beiden Vorsitzenden 
wahrgenommen. Die Dienstaufsicht beinhaltet die Kontrolle der Einhaltung 
der dienstrechtlichen Bestimmungen wie Arbeitszeit, Urlaub oder Verhalten 
der Mitarbeitenden.

Die Fachaufsicht kontrolliert den Inhalt der geleisteten Tätigkeit, sie wird in 
der Regel vom unmittelbaren Vorgesetzten ausgeübt.

6.6 Personalentwicklung und Chancengleichheit

Für das Erscheinungsbild von Kirche spielen die Mitarbeitenden eine beson-
dere Rolle. Ihr Engagement, ihre Kompetenz und ihre Glaubwürdigkeit prä-
gen die Gestalt der sichtbaren Kirche. Deshalb muss ein Augenmerk unserer 
Kirche darauf liegen, dass Mitarbeitende gute Ausgangsbedingungen haben, 
dass Frauen und Männer in ihren Gaben und Fähigkeiten gefördert werden 
und sich entwickeln können.

Ziele der landeskirchlichen Personalentwicklung sind eine möglichst hohe 
Übereinstimmung zu erreichen – zwischen dem, was Mitarbeitende tun sol-
len, dem was sie tun wollen und dem, was sie tun können. Das Kernstück die-
ser landeskirchlichen Zielsetzung sind die jährlichen Personalentwicklungs-
gespräche (PE-Gespräche) In diesen Gesprächen werden u. a.

 Ziele für die nächsten 12 Monate vereinbart
 gegenseitiges Feedback zur Zusammenarbeit gegeben und
 konkrete Personalentwicklungsmaßnahmen zur Förderung und Beglei-

tung des/ der Mitarbeitenden abgesprochen.

6.7 Errichtung, Aufstockung und Wiederbesetzung von Stellen

Der Kirchengemeinderat ist grundsätzlich für die Errichtung, Aufstockung und 
Wiederbesetzung von Stellen im Rahmen des vom Kirchenbezirksausschuss 
(KBA) genehmigten Stellenplans zuständig, sofern in der Bezirkssatzung oder 
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durch Grundsatzbeschlüsse des KBA nichts anderes vorgegeben ist. Oft sind 
bei Stellenneubesetzungen und Veränderungen des Stellenplans Einzelge-
nehmigungen durch den KBA erforderlich.

6.8 Sozialversicherungspflichtige und dauernd geringfügig entlohnte 
Beschäftigungen

Bei der Anstellung wird zwischen sozialversicherungspflichtigen und gering-
fügig entlohnten Beschäftigungen unterschieden.

6.8.1 Sozialversicherungspflichtige Beschäftigungen

Die Bezahlung aller sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten richtet sich 
nach dem Tabellenentgelt des TVöD. Jede einzelne Tätigkeit wird einer Ent-

geltgruppe zugeordnet. Die jeweiligen Entgeltgruppen sind nach Ent-
wicklungsstufen unterteilt Über die Anrechnung von Vordienstzeiten 
und Berufserfahrungen und damit über die Einweisung in eine ent-
sprechende Entwicklungsstufe entscheidet der Kirchengemeinderat. 
Der Aufstieg innerhalb der Stufen richtet sich nach der Dauer der 
kirchlichen Dienstzeit und ggf. der erbrachten Leistung.

6.8.2 Dauernd geringfügig entlohnte Beschäftigte (Minijobs)

Hierunter fallen alle Beschäftigten, deren monatliche Vergütung 
450 € nicht übersteigt. Für sie zahlt der Arbeitgeber pauschale Beiträge zur 
Kranken- und Rentenversicherung. Der Arbeitnehmer zahlt nur einen kleinen 
Beitrag zur Rentenversicherung, er kann sich aber auf Antrag davon befreien 
lassen. Durch den eigenen Beitrag erwirbt sich der Arbeitnehmer reguläre 
Rentenansprüche. Er hat jedoch keine Leistungsansprüche gegenüber der 
Krankenkasse. Bei mehreren geringfügigen Beschäftigungen werden diese 
zusammengerechnet. Wird dann die Grenze von 450 € überschritten, erfolgt 
die Anstellung als sozialversicherungspflichtiger Mitarbeiter.
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6.9 Aushilfen/Kurzfristige Beschäftigungen 

Von den verbindlichen Vorschriften der KAO ausgenommen sind die stun-
denweise entlohnten Mitarbeiter/innen zur Aushilfe. Hier gelten eigene Re-
gelungen mit festen Stundensätzen (s. Anlagen 1.2.3, 1.2.4 und 3.5.1 zur 
KAO). Die Auszahlung erfolgt i.d.R. steuer- u. sozialversicherungsfrei über 
folgende Freibeträge:

 Übungsleiterfreibetrag, § 3 Nr.26 ESTG (bis 2.400 €/Kalenderjahr); be-
trifft Aushilfen im Erziehungsdienst, in der Kirchenmusik, in der Kin-
der-, Jugend- u. Seniorenarbeit, im Pflegedienst und im Bereich der 
Lehrtätigkeit. 

 Ehrenamtsfreibetrag, §3 Nr. 26a ESTG (bis 720 €/Kalenderjahr); betrifft 
alle sonstigen Berufsgruppen einer Kirchengemeinde, wie z.B. Aushilfen 
im Mesner-, Hausmeister-, Reinigungsdienst, Aushilfen zur Pflege der 
Außenanlagen, Aushilfen im Pfarramt und in der Kirchenpflege. 

Wenn die Freibeträge ausgeschöpft sind und

 die Aushilfen incl. Zeiten der Freibeträge noch keine 70 Tage im 
Kalenderjahr oder

 incl. Zeiten der Freibeträge noch keine drei Monate am Stück im 
Kalenderjahr gearbeitet haben und

 keine Berufsmäßigkeit vorliegt (Berufsmäßigkeit liegt z.B. vor bei 
Arbeitslosen, Personen in Elternzeit) 

ist eine stundenweise kurzfristige Beschäftigung möglich. Diese 
ist ebenfalls sozialversicherungsfrei, allerdings steuerpflichtig mit 
Lohnsteuerklasse.

6.10 Befristete Beschäftigungsverhältnisse

Befristete Verträge können  nach den Regelungen der KAO und des (staat-
lichen) Teilzeit- und Befristungsgesetzes abgeschlossen werden. Die Befris-
tung eines Arbeitsvertrages bedarf bei Neuanstellungen keines sachlichen 
Grundes, wenn das Arbeitsverhältnis auf bis zu zwei Jahre ausgelegt ist. Laut 
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KAO muss hier die Vertragsdauer jedoch mindestens sechs Monate betragen. 
Ein befristeter Vertrag mit sachlichem Grund (z.B. Elternzeit- oder Krank-
heitsvertretung) kann auch länger als zwei Jahre abgeschlossen werden.

6.11 Teilzeitbeschäftigung in besonderen Fällen

Die Beschäftigten der Kirchengemeinden können auf Antrag eine Teilzeit-
beschäftigung vereinbaren, wenn sie mindestens ein Kind unter 18 Jahren 
haben oder einen nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen sonstigen 
Angehörigen tatsächlich betreuen oder pflegen und dringende dienstliche 
Belange nicht entgegenstehen (s. § 11 KAO).

6.12 Zusatzversorgung (ZVK)

Die Zusatzversorgung ist eine überwiegend vom Arbeitgeber umlagefinan-
zierte Betriebsrente. (Mitarbeiteranteil z. Zt. 0,55%) Die Rentenhöhe eines 
jeden Beschäftigten ist abhängig vom Alter sowie vom zusatzversicherungs-
pflichtigen Entgelt. 
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Die Württ. Evang. Landeskirche hat seit 2001 ein eigenes, vom Oberkirchen-
rat unabhängiges Kirchliches Verwaltungsgericht. Die Mitglieder dieses Ver-
waltungsgerichts werden von der Landessynode gewählt sowie vom Lan-
des-bischof berufen. 

Das Verwaltungsgericht entscheidet über öffentlich-rechtliche Streitigkeiten 
des Kirchenrechts. Dies sind insbesondere Streitigkeiten zwischen Kirchen-
gemeinden und ihrem Kirchenbezirk oder zwischen Kirchengemeinden oder –
bezirken und dem Oberkirchenrat. Dies können z. B. Widersprüche gegen die 
Festsetzung der jährlichen Kirchensteuerzuweisung sein oder gegen einen 
vom Oberkirchenrat abgelehnten Antrag auf Genehmigung nach § 50 Kir-
chengemeindeordnung. Das Gericht entscheidet nicht über Streitigkeiten im 
Bereich der Amtshandlungen der Geistlichen, der Seelsorge oder im Bereich 
des Kanzelrechts sowie über Entscheidungen des Synodalausschusses 
für den Ausgleichsstock Hier handelt es sich ja nicht um Ver-
waltungsvorgänge. Für Streitigkeiten zwischen den privatrecht-
lich angestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und ihren 
Anstellungsträgern (Kirchengemeinden oder Kirchenbezirke) sind 
weiterhin die staatlichen Arbeitsgerichte zuständig. 

Einzelheiten zum Verwaltungsgerichtsverfahren entnehmen Sie 
bitte dem Kirchlichen Verwaltungsgerichtsgesetz – veröffentlicht 
im Amtsblatt und in der Rechtssammlung der Landeskirche Nr. 20. 
Da dem Verfahren vor dem Kirchlichen Verwaltungsgericht in der 
Regel ein Widerspruchsverfahren vorangehen muss, sind die Ver-
waltungsakte mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. In die-
sen Fällen ist der Widerspruch innerhalb eines Monats einzulegen. Fehlt die 
Rechtsmittelbelehrung bei einem beklagbaren Verwaltungsakt ist der Wider-
spruch innerhalb eines Jahres zulässig. 

Die genauen Einzelheiten des Widerspruchsverfahrens sind im Verwaltungs-
verfahrensgesetz der Landeskirche geregelt. 

Das kirchliche  
Verwaltungsgericht
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